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Weltwirtschaft auf Talfahrt

Sind die fetten Jahre 
bald vorbei?

225 %
beträgt die globale Verschuldung 
(Staaten, Unternehmen, private 
Haushalte), gemessen an der Wirt­
schaftsleistung. 2007, kurz vor der 
Weltwirtschaftskrise betrug die 
Quote 179 Prozent. Die Verschuldung 
steigt seit Jahren stärker als das Wirt­
schaftswachstum. 
Quelle: IWF
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So schlecht wie zum Jahres­
ende war die Stimmung im 
Euro-Raum schon lange nicht 

mehr. Der Brexit, die weltweiten Han­
delskonflikte, aber auch die Schulden­
pläne Italiens sorgen für Spannungen 
auf den Märkten. So überraschte es 
nicht, als das Wirtschaftsforschungs­
institut ifo Anfang November seine 
Erwartungen kräftig nach unten kor­
rigierte. Der ifo-Klimaindex für das 
vierte Quartal sackte von 19,6 Punk­

Weltwirtschaft (IfW) eingebrochen. 
„Die Wirtschaftsleistung in Deutsch­
land dürfte im dritten Quartal um 
etwa 0,3 Prozent gesunken sein“, teilte 
das Institut mit. Zuletzt war sie im ers­
ten Quartal 2015 rückläufig. Als Grund 
werden die Produktionsrückgänge in 
der exportstarken Automobilindustrie 
angegeben. Aber auch die zunehmen­
den Probleme der großen Schwellen­
länder, in die Deutschland viel expor­
tiert. Dementsprechend getrübt ist 

ten auf 6,6 Zähler ab. „Die Konjunktur 
im Euroraum steuert auf unruhiges 
Fahrwasser zu“, warnt ifo-Präsident 
Clemens Fuest. Wegen der globalen 
Handelskonflikte senkte das Institut 
auch die Exportprognose. Davon ist 
besonders Deutschland betroffen. 

Wenig Optimismus bei 
Firmenchefs
Hierzulande ist die Konjunktur auch 
nach Ansicht des Kieler Instituts für 

Die Konjunktur trübt sich ein, auf 
den Finanzmärkten macht sich 
Alarmstimmung breit. Es mehren 
sich die Anzeichen, dass die Jahre 
des Dauer-Booms bald vorbei sind. 
Die Bundesregierung sollte die 
Warnungen ernst nehmen und  
Reformen angehen.
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die Stimmung unter den deutschen 
Firmenchefs. 

Der ifo­Geschäftsklimaindex, für 
den monatlich 9000 deutsche Un­
ternehmen befragt werden, sank um 
0,9 Punkte auf 102,8 Punkte. Es ist 
der zweite Rückgang in Folge. Die 
Unternehmen waren nicht nur mit 
ihrer aktuellen Geschäftslage weni­
ger zufrieden. „auch der Optimismus 
mit Blick auf die kommenden Monate 
nahm ab“, sagt Fuest und erklärt: „Die 
weltweiten Unsicherheiten bremsen 

die deutsche Wirtschaft aus.“ Einzig 
das Bauhauptgewerbe schätzte seine 
Geschäftslage merklich besser ein. 
Felix Pakleppa, hauptgeschäftsführer 
des Zentralverbands des Baugewer­
bes, erklärt das vor allem mit dem im­
mobilien­Boom in Deutschland: „Der 
treiber schlechthin ist der Wohnungs­

bau. Für die gute auftragslage sorgen 
aber auch der investitionshochlauf bei 
Bundesfernstraßen, diverse Großpro­
jekte bei der Deutschen Bahn und Brü­
ckensanierungen“, so das Mit­Mitglied 
gegenüber dem Mittelstandsmagazin. 

Aufschwung verliert an tempo
Von einem gemischten Bild spricht 
ebenso das Bundeswirtschaftsminis­
terium. nachdem im november auch 
noch der Sachverständigenrat zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaft­

lichen Entwicklung (die „Wirtschafts­
weisen“) seine Prognose für 2019 auf 
1,5 Prozent senkte, kommentierte das 
Ministerium: „Der aufschwung wurde 
im dritten Quartal nur unterbrochen. 
Ursache war die WltP­Problematik 
in der Kfz­industrie.“ Damit ist die 
schleppende Umstellung auf den 

neuen abgas­Prüfstandard WltP ge­
meint, weswegen autohersteller die 
Produktion zurückfahren mussten. 

also nur ein temporäres Problem? 
Das Ministerium setzt auf positive Si­
gnale: „Die Konjunktur in der EU blieb 
im dritten Quartal aufwärtsgerichtet 
und die amerikanische Wirtschaft 
boomt. Die Weltwirtschaft befi ndet 
sich trotz aller Missklänge im auf­
schwung.“ Die gute Entwicklung des 
arbeitsmarkts und kräftige lohnzu­
wächse sorgten zudem dafür, „dass 
der private Konsum grundsätzlich eine 
wichtige Stütze der deutschen Kon­
junktur bleibt“. Dem Gutachten der 
Wirtschaftsweisen, dem offi ziellen Be­
ratergremium der Bundesregierung, 
setzt das Ministerium eine eigene 
Prognose entgegen: nicht um 1,5 Pro­
zent, sondern um 1,8 Prozent wird die 
Wirtschaft 2019 wachsen. So oder so: 
nach vielen Boom­Jahren verliert die 
deutsche Wirtschaft derzeit an tempo.

Wirtschaftsweise für Reformen
neben den genannten Gründen – 
Brexit, handelsstreit, Staatsverschul­
dung und autokrise – sehen die Wirt­

„Die Konjunktur im Euroraum steuert 
auf unruhiges Fahrwasser zu.“
 ifo-Präsident
 Clemens Fuest
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ifo Geschäftsklima Deutschland
(Saisonbereinigt)
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schaftsweisen den Fachkräftemangel 
und die demografische Entwicklung 
als weitere Wachstumsbremsen an. 
„Die ungewisse Zukunft der globalen 
Wirtschaftsordnung und der demo­
grafische Wandel stellen die deutsche 
Volkswirtschaft vor große Heraus­
forderungen. Deshalb stehen wir vor 
wichtigen wirtschaftspolitischen Wei­
chenstellungen“, sagte der Chef-Wirt­
schaftsweise Christoph M. Schmidt 
bei der Präsentation des Gutachtens 
in Berlin und führte diese gleich mit 
aus: Die EU sollte protektionistischen 
Tendenzen entgegentreten, unter an­
derem mit Vergeltungsmaßnahmen 
und neuen Freihandelsabkommen. 
Deutschland sollte den verschärften 
internationalen Steuerwettbewerb 
annehmen und den Solidaritätszu­
schlag vollständig abschaffen. Weiter 
empfiehlt der Sachverständigenrat, 
den Brexit zu verhindern, Grund- und 
Grunderwerbsteuer zu reformieren, 
das Gesundheitssystem effizienter zu 
gestalten (mit Bürgerpauschale), und er 
rät der Europäischen Zentralbank eine 
„normale Geldpolitik“ an. Ordnungs­
politisch sauber empfehlen die Wirt­
schaftsweisen zudem, auf eine „len­
kende Industriepolitik“ zu verzichten 
– und stoßen damit sogleich auf Wider­
stand bei Wirtschaftsminister Peter Alt­

maier. „Die Auffassung, dass sich Wirt­
schaftspolitik allein auf die Schaffung 
von Rahmenbedingungen beschränken 
soll, also die ausnahmslose Ablehnung 
einer aktiven Industriepolitik, teile ich 
ausdrücklich nicht“, sagte Altmaier. Es 
gebe Bereiche, in denen die Politik die 
Industrie unterstützen müsse, etwa bei 
der Batteriezellfertigung. 

Hohe Steuern gefährden Jobs
Ähnlich äußerte sich Altmaier bereits 
im Interview mit dem Mittelstands­
magazin (Ausgabe 5-18). Dort auf die 
in Deutschland vergleichsweise hohen 
Unternehmenssteuern angesprochen, 
reagierte er noch zurückhaltend. We­
nige Tage nach den Konjunkturprog­
nosen von IfW, ifo, Wirtschaftsweisen 

und Bundesstatistikamt sagte der Mi­
nister dagegen der „Welt am Sonntag“, 
ein Absenken der Körperschaftsteuer 
sei „mittelfristig notwendig“. Es sei 
ein Nachteil und gefährde Arbeits­
plätze, dass die Körperschaftsteuer in 
Deutschland „inzwischen höher als in 
anderen großen Industrieländern wie 
USA, Großbritannien und demnächst 
auch Frankreich“ sei.  

MIT-Bundesvorsitzender Carsten Lin­
nemann mahnt deshalb Reformen an. 
„Gerade weil sich die Wachstumsaus­
sichten eintrüben, müssen wir dem 
Ratschlag des Sachverständigenrats 
folgend mehr Reformeifer zeigen und 
den internationalen Steuerwettbewerb 
annehmen“, so der stellvertretende Vor­
sitzende der CDU/CSU-Bundestagsfrak­
tion. Konkrete Vorschläge für eine große 
Reform der Unternehmenssteuern hat 
die MIT auch schon vorgelegt:
www.mit-bund.de/steuerreform.� •

Monatliche Entwicklung des DAX von 
Oktober 2017 bis November 2018

Professor Clemens Fuest,  
Präsident des ifo-Instituts, als Gast 
im MIT-Bundesvorstand im April 2016.

Hubertus Struck
Redakteur/CvD
struck@mit-bund.de
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Lizenzversteigerung für neuen Mobilfunkstandard 

Wann und für wen 
kommt 5G? 

Wenn Autos ohne Fahrer fahren, wenn 
Unternehmen ihre Produktionen und 
die der Lieferanten digital vernetzen, 
wenn Ärzte Fernoperationen in Echt-
zeit durchführen sollen, ist der neue 
Mobilfunkstandard 5G dafür unerläss-
lich. Andere Länder nutzen ihn schon. 
In Deutschland werden die Lizenzen 
zum Betreiben von 5G Anfang 2019 
von der Bundesnetzagentur verstei-
gert. Die wichtigsten Fragen und  
Antworten: 

Was genau ist 5G?
LTE, 3G, 4G: Was viele Handynutzer als Kürzel am oberen 
Rand ihres Displays kennen, beschreibt die aktuelle Ge­
schwindigkeit des Netzes. In größeren Städten surfen Nut­
zer häufig mit 4G. In ländlicheren Regionen darf man sich 
mit einem einfachen 3G schon glücklich schätzen. 5G ist die 
fünfte Mobilfunkgeneration. Der neue Mobilfunkstandard 
soll Geschwindigkeiten von bis zu 100 Gigabit pro Sekunde 
erreichen. Das wäre das Hundertfache des momentanen 
4G-Standards. Das wirkliche Alleinstellungsmerkmal von 
5G ist aber nicht die Höchstgeschwindigkeit, sondern die 
Antwortzeit des Netzes auf Datenanfragen. Mit 5G liegt 
dieser Wert bei unter einer Millisekunde. Außerdem kann 
5G deutlich mehr Geräte im Netz halten als die momentan 
aktiven Mobilfunknetze.

Größte 4G-Abdeckung
in Europa, Prozent

Top Ten

Flop Ten

Niederlande

Tschechien

Belgien

Estland

Litauen

Schweden

Lettland

Dänemark

Luxemburg

Großbritanien

95,2

94,6

93,9

92,7

92,5

92,4

92,3

90,1

89,4

88,2

82,5

82,5

82,0

80,5

79,9

79,4

76,1

75,1

73,8

58,3

Zypern

Italien

Kroatien

Rumänien

Spanien

Bulgarien

Portugal

Deutschland

Griechenland

Irland

Quelle: P3
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Autos und das „Internet der Dinge“, also die Vernetzung 
von sehr vielen Geräten. Gerade diese Vernetzung spielt 
eine große Rolle für die hiesige Industrie, da die Fabriken 
der Zukunft komplett vernetzt sein werden und dafür eine 
stabile Internetanbindung benötigt wird. Auch Landma­
schinen sind immer häufiger digital vernetzt und brauchen 
hohe Übertragungsraten. Stabile Verbindungen mit hohen 
Übertragungsraten sind ohne 5G nicht möglich. 

Verschwinden die Funklöcher? 
Das ist unwahrscheinlich, da die Anbieter nicht zum flä­
chendeckenden Ausbau verpflichtet werden. Die Bundes­
netzagentur ist mit ihren Auflagen aber sichtlich bemüht, 
ein ähnliches Debakel wie bei 4G zu vermeiden. 5G wird 
voraussichtlich anfangs in den Ballungsräumen ausgebaut 
werden und dann Stück für Stück in die Fläche gehen. 
Weiße Flecken werden aber bleiben. Für diese sind die 500 
neuen Basisstationen (siehe oben) gedacht. 

Wann ist 5G bei uns verfügbar? 
Ganz genau kann das niemand sagen – die Netzbetreiber 
hoffen auf 2020, Experten gehen eher von 2021 aus. So 
oder so wird Deutschland Schlusslicht bei der Einführung 
sein. In den USA und einigen asiatischen Ländern wird 5G 
bereits Ende 2019 verfügbar sein. In Frankreich wird 5G 
Ende 2019 in einigen Pilotregionen verfügbar sein, ab 2020 
dann im ganzen Land. � •

 
Was genau wird versteigert?
Für den LTE-Nachfolger 5G werden Frequenzen in verschie­
denen Gigahertz-Bereichen versteigert. Damit wären je­
doch nicht alle Flecken in Deutschland abgedeckt. Für die 
lokale Nutzung vor Ort soll es ein gesondertes Antragsver­
fahren geben. Dieses sollen es Firmen ermöglichen, eigen­
ständige Netze aufzubauen, die sie beispielsweise für ihre 
Fertigungsanlagen nutzen. 

Wer bietet mit?
Definitiv mit dabei sind die drei großen Netzanbieter in 
Deutschland: die Telekom, Vodafone und Telefonica (O2). 
Fraglich ist, ob noch andere Anbieter, wie beispielsweise 
United Internet (unter anderem 1&1), in die Auktion einstei­
gen. Noch hoffen diese Anbieter auf eine Klausel, die es 
ihnen ermöglicht, die Infrastruktur der drei großen Anbie­
ter gegen eine Gebühr zu nutzen. Rechtlich ist es aber nicht 
möglich, die großen Anbieter zur Öffnung ihrer Netze zu 
verpflichten. Die Große Koalition erwägt deswegen, das 
Telekommunikationsgesetz entsprechend anzupassen. 

Welche Auflagen gibt es? 
Die Bundesnetzagentur schreibt vor, dass 98 Prozent der 
Haushalte jedes Bundeslands mit mindestens 100 Mega­
byte pro Sekunde (Mbit/s) versorgt sein müssen. Ebenso 
müssen alle Bundesautobahnen mit mindestens 100 
Mbit/s und höchstens 10 Millisekunden Latenz (Verzöge­
rungszeit) versorgt sein. Dies ist Grundbedingung für auto­
nomes Fahren. Zudem müssen alle Schienenwege mit mehr 
als 2.000 Fahrgästen täglich mit mindestens 100 Mbit/s 
versorgt sein.

Diese Auflagen müssen bis Ende 2022 erfüllt werden. 
Für die Zeit danach gibt es weitere Vorgaben. 100 Mbit/s 
entsprechen eigentlich der Leistung, die bereits 4G bringe 
sollte. Bis Ende 2022 müssen 1.000 neue 5G-Basistationen 
gebaut werden. In „weißen Flecken“ müssen außerdem 500 
neue Basisstationen mit mindestens 100 Mbit/s entstehen. 

Wozu braucht es 5G?
In der Bundesregierung war ein Streit darüber entbrannt, 
ob 5G wirklich überall in Deutschland verfügbar sein muss. 
Bildungsministerin Anja Karliczek und Kanzleramtschef 
Helge Braun, beide MIT-Mitglied, äußerten Zweifel. Zwar 
solle jeder Haushalt und Straßenabschnitt mit Mobilfunk 
versorgt sein, doch würde 4G ausreichen. „Mit diesem 
Standard erreichen wir heute schon die Größenordnung 
von 450 Mbit. Das ist verdammt schnell und reicht für 
Wirtschaft, für Haushalte und für den Bürger, für Telefo­
nie und klassische Smartphone-Anwendungen allemal“, 
sagte Braun dem ZDF. Dennoch: 5G ist die Voraussetzung 
für viele Netzanwendungen und Dienste, die mit dem heu­
tigen Netz nicht umsetzbar sind, etwa autonom fahrende 
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Micha Knodt
Autor
knodt@mit-bund.de
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Die Verdienstgrenze für Minijobber 
sollte an die Mindestlohnentwicklung 
angepasst werden. Warum? Die 450­Eu­
ro­Grenze, bis zu der Minijobber mit einer 
Pauschalabgabe von 30 Prozent beschäf­
tigt werden dürfen, ist seit anfang 2013 
unverändert. Mit jeder Mindestlohner­
höhung – die nächste auf 9,19 Euro steht 
am 1. Januar 2019 an – reduzieren sich die 
Stunden, die ein Beschäftigter im Rahmen 
eines Minijobs arbeiten darf. Damit hat der 
Mitarbeiter real, unter Berücksichtigung 
steigender Preise, auch weniger Geld 
in der tasche. Eine schleichende 
Entwertung der Minijobs. Den 
Betrieben wiederum fehlen die 
geleisteten arbeitsstunden. 
Dieser Entwicklung muss drin­
gend entgegengewirkt werden. 
Eine anhebung der Verdienstgrenze 
bei Minijobs ist längst überfällig.

ich spreche mich deshalb für eine Dy­
namisierung der Minijob­Verdienstgrenze 
in Form einer automatischen Kopplung 
an die Entwicklung des gesetzlichen Min­
destlohns seit 2015 nebst kaufmännischer 
Rundung aus. Konkret heißt das: ab 1. Ja­
nuar 2019 anhebung auf 490 Euro, ab   
1. Januar 2020 auf 500 Euro. 

Gegen Befürchtungen, mit einer an­
hebung der lohngrenze würden Minijobs 
zu lasten von sozialversicherungspfl ich­
tigen arbeitsplätzen ausgeweitet, hilft 

ein Blick auf die eindeutigen Fakten: Das 
Gastgewerbe ist bestes Beispiel dafür, 
dass dort, wo Minijobs bestehen, auch 
viele sozialversicherungspflichtige ar­
beitsplätze entstehen. So hat die Branche 
in den letzten zehn Jahren 300 000 neue 
sozialversicherungspflichtige arbeits­
plätze geschaffen. Ein beeindruckender 
Zuwachs von fast 40 Prozent, der deut­
lich macht, dass Minijobs auch dazu 
beitragen, sozialversicherungspflich­
tige arbeitsplätze zu sichern und neue 

zu schaffen. Minijobs verdrängen in 
 hotellerie und Gastronomie keine 

sozialversicherungspflichtige 
arbeit. Sie tragen dazu bei, so­
zialversicherungspflichtige ar­
beitsplätze zu sichern und neue 

zu schaffen.
Zusammengefasst: Die Vorteile, 

die Minijobs für Unternehmen, Mitar­
beiter und den arbeitsmarkt bieten, kön­
nen nur zum tragen kommen, wenn die 
Minijobs dauerhaft funktionsfähig blei­
ben. Dafür muss die 450­Euro­Verdienst­
grenze heraufgesetzt und dynamisiert 
werden. Mit einer solchen anpassung der 
Verdienstgrenze werden Minijobs nicht 
ausgeweitet, sondern wird die weitere 
aushöhlung und Entwertung der Minijobs 
gestoppt. aus diesen Gründen plädiere 
ich dafür, den „mitwachsenden“ Minijob 
zu realisieren. •

sollte die 450-Euro-Grenze bei Minijobs 
signifi kant angehoben werden?

Entwertung der Minjobs muss gestoppt werden

In dieser  Rubrik lassen wir Mitglieder der MIT zu Wort kommen. 
Die Beiträge geben ihre persönliche Meinung wieder.

PRO & COntRa

steigender Preise, auch weniger Geld 

Eine anhebung der Verdienstgrenze 

zu schaffen. Minijobs verdrängen in 
 hotellerie und Gastronomie keine 

sozialversicherungspflichtige 
arbeit. Sie tragen dazu bei, so­
zialversicherungspflichtige ar­
beitsplätze zu sichern und neue 

zu schaffen.
Zusammengefasst: Die Vorteile, 

PROIngrid Hartges (59) ist haupt­
geschäftsführerin des Deutschen 
hotel­ und Gaststättenverbandes 
DEhOGa. Die Volljuristin ist Mit­
glied der Mit­Kommission arbeit 
und Soziales.
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Minijobber dürfen derzeit bis zu 450 Euro im Monat 
 verdienen. Sie zahlen dann weder in die arbeitslosenver­
sicherung noch in die gesetzliche Kranken­ und Pfl ege­
versicherung ein. Einige Wirtschaftsverbände fordern 
eine deutliche anhebung der Grenze: Weil viele Mini­
jobber wegen steigender Mindestlöhne immer weniger 
Stunden arbeiten dürfen, soll die Grenze automatisch 
mit dem Mindestlohn mitwachsen. Wir haben zwei unserer 
Mitglieder danach gefragt.

Minijobs in ihrer jetzigen Form sind zu 
einer Zeit entstanden, als in Deutsch­
land Rekordarbeitslosigkeit herrschte 
und der kranke Mann Europas war. Fünf 
Millionen arbeitslosen sollte der Weg in 
arbeit geebnet werden. Doch erfüllt der 
Minijob heute in Zeiten von Fachkräfte­
mangel und historisch niedriger arbeits­
losigkeit noch diesen Zweck? ist es nicht 
so, dass er vielmehr einen willkomme­
nen Zuverdienst für Beschäftigte, Stu­
denten oder auch Rentner darstellt? Um 
keine Missverständnisse entstehen 
zu lassen: Minijobs sind wichtig 
für unsere Wirtschaft und aus 
Sicht vieler Branchen nicht 
mehr wegzudenken. Sie geben 
Betrieben die Flexibilität, die 
sie angesichts starrer gesetzli­
cher Regeln innerhalb der Beschäf­
tigungspolitik benötigen. Rechtfertigt 
dies aber, die aktuelle Verdienstgrenze 
von 450 Euro künftig regelmäßig und 
parallel zur Mindestlohnanpassung zu 
erhöhen? ich denke nicht. 

ausgangspunkt dieser Debatte war die 
Einführung des Mindestlohns in 2015. 
Seitdem klagen die Betriebe darüber, dass 
das Stundenvolumen von Minijobbern 
durch steigende Stundenlöhne bei gleich­
bleibender Verdienstobergrenze jährlich 
sinke. anspruch unserer arbeitsmarktpo­
litik ist es, zu gestalten, Probleme zu lösen 

und die Beschäftigungssituation der Men­
schen zu verbessern. Der Fokus liegt dabei 
immer auf voll sozialversicherungspfl ichti­
ger und möglichst vollzeitnaher Beschäfti­
gung. Schließlich geht es darum, ein Er­
werbsleben so auszugestalten, dass das 
auskommen auch im Rentenalter sicher­
gestellt ist. Minijobs jetzt derart zu privi­
legieren, dass die Verdienstgrenze jährlich 
mit dem Mindestlohn steigt, würde die­
sem anspruch nicht gerecht werden. Viel­
mehr würde der anreiz, einen Minijob im 

neben­ oder gar haupterwerb aufzu­
nehmen, weiter steigen. immerhin 

beziehen 360 000 Minijobber 
ergänzende hartz­iV­leistun­
gen und profi tieren in mehrfa­
cher hinsicht von der Solidar­

gemeinschaft. Grundsätzlich ist 
nichts dagegen einzuwenden, wenn 

die Verdienstgrenze bei Minijobs der 
lohn entwicklung der vergangenen Jahre 
Rechnung trägt. Dies sollte jedoch mit 
Maß und Mitte erfolgen.  

letztendlich ist geringfügige Be­
schäftigung eine arbeitsmarktpolitische 
ausnahme und sollte es auch bleiben. 
Perspektivisch kommt es vielmehr dar­
auf an, Betrieben jene Flexibilität zu 
geben, die sie für die Bewältigung von 
auftragsspitzen benötigen. Dazu zählt 
die Reform des arbeitszeitrechts, aber 
auch die der Zeitarbeit.  •

Erhöhung würde zu Fehlanreizen führen

Ihre Meinung zählt

Stimmen Sie mit ab auf der Mit­Web­
seite! Unter www.mit-bund.de/
mitmachen/umfrage können Sie 
ihre Meinung zum aktuellen Pro und 
Contra äußern. Über das abstim­
mungsergebnis informieren wir im 
Mit:nEWSlEttER. Sollten Sie  diesen 
noch nicht erhalten, können Sie ihn 
unter www.mit-bund.de/newsletter 
kostenlos abonnieren.

keine Missverständnisse entstehen 

cher Regeln innerhalb der Beschäf­

neben­ oder gar haupterwerb aufzu­
nehmen, weiter steigen. immerhin 

beziehen 360 000 Minijobber 
ergänzende hartz­iV­leistun­
gen und profi tieren in mehrfa­
cher hinsicht von der Solidar­

gemeinschaft. Grundsätzlich ist 
nichts dagegen einzuwenden, wenn 

CONTRA Jana Schimke (39) ist seit 2013 
Mitglied des Deutschen Bundes­
tages und dort im ausschuss für 
arbeit und Soziales. Sie leitet zudem 
die Mit­Kommission arbeit und 
Soziales.
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CDU-Vorsitz

Kandidaten präsentieren sich MIt-Vorstand

Wie sehr der Wettstreit um den CDU­Vor­
sitz die Partei belebt hat, wurde Mitte 
november im Mit­Bundesvorstand deut­
lich. Die Kandidaten annegret Kramp­Kar­
renbauer, Friedrich Merz und Jens Spahn 
präsentierten sich jeweils eindrucksvoll 
den rund 70 Vorstandsmitgliedern. in der 

anschließenden Diskussion standen vor 
allem wirtschaftspolitische themen, aber 
auch Fragen rund um die Einwanderungs­ 
und integrationspolitik im Mittelpunkt. 
Zudem wurde über die Rolle der CDU ge­
genüber der Regierung und die Bedeu­
tung der Parteivereinigungen diskutiert. 

Mit großer Freude nahm der Mit­Bundes­
vorstand zur Kenntnis, dass alle drei Kan­
didaten für den CDU­Vorsitz wichtige 
Mit­Forderungen unterstützen. auch 
wenn alle drei überzeugten: Das einge­
holte Stimmungsbild ergab eine klare 
Präferenz für Friedrich Merz.
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Thomas Heilmann (54) ist Internetun­
ternehmer und Volljurist. Bevor er als 
Seiteneinsteiger in die Politik ging, 
gründete er einige Unternehmen mit. 
Bekannt wurde Heilmann als Mitgrün­
der, Startfinanzierer und Kleingesell­
schafter verschiedener Startups, etwa 
mytoys, Xing, Pixelpark und Face­
book. Von 2012 bis 2016 war Heilmann 
Berliner Senator für Justiz- und Ver­
braucherschutz. Seit 2013 ist er Vor­
sitzender der CDU Steglitz-Zehlen­
dorf. 2017 zog er direkt in den 
Bundestag ein. Hier ist er Mitglied im 
Fraktionsvorstand und Sprecher des 
Arbeitskreises Zukunft der Arbeit. 
Sein wichtigstes ehrenamtliches 
Engagement gilt der Kinderhilfsorga­
nisation „Save the Children“, deren 
Vorsitzender er ist. Heilmann lebt 
mit seiner Frau und vier Kindern in 
Steglitz-Zehlendorf.

… mich Carsten Linnemann und die 
MIT-Kreisvorsitzende Beate Roll 
überzeugt haben.“

Lara Urbaniak (28) arbeitet im Deut­
schen Bundestag und ist Expertin für 
digitale Kommunikation. Als gebür­
tige Hamburgerin engagiert sie sich 
im Ortsvorstand des CDU-Ortsver­
bandes Harvestehude/Rotherbaum. 
Ihre Leidenschaft für Politik und 
Kommunikation motiviert sie außer­
dem, einen Beitrag dafür zu leisten, 
jungen Menschen Politik näher zu 
bringen. Urbaniaks Social-Media-Ac­
count „Insta.Politik“ ist hierfür ein 
Versuch: Politische Sachverhalte, wie 
Gesetzesentwürfe oder die Funkti­
onsweise des Deutschen Bundes­
tages, werden visuell aufbereitet und 
erklärt. Darüber hinaus können diese 
Inhalte  als Orientierungshilfe für Ak- 
teure der Politik dienen. Urbaniak 
stammt aus einer Familie, die geprägt 
ist von Unternehmertum und Selbst­
ständigkeit. 

… sie ein starker politischer Impuls
geber für eine Gesellschaft ist, in der 
jeder durch die Chancen der Digitali-
sierung etwas Wertvolles und Nütz
liches einbringen kann.“

Nils Schulze-Brüggemann (23) arbeitet 
neben seinem juristischen Referenda­
riat als wissenschaftlicher Mitarbeiter 
in einer großen mittelständischen 
Frankfurter Wirtschaftskanzlei in der 
Abteilung IP/IT-Recht. Zuvor absol­
vierte er ein Jurastudium in Wiesba­
den und Frankfurt. Seine politischen 
Interessen liegen neben der Wirt­
schaftspolitik vor allem in der Außen- 
und Verteidigungspolitik und der 
transatlantischen Zusammenarbeit. 
Nach Abschluss des Referendariats 
plant er weitere Studienaufenthalte in 
den Vereinigten Staaten. In seiner 
Freizeit engagiert sich Schulze-Brüg­
gemann als stellvertretender Vorsit­
zender der Jungen Union (JU) Hoch­
taunus und als Schatzmeister der JU 
Bad Homburg. Ebenso liest er gerne 
wenn er nicht gerade beruflich oder 
politisch unterwegs ist. 

Thomas Heilmann
Bundestagsabgeordneter, 
MIT Berlin Steglitz-Zehlendorf

Lara Urbaniak
Wissenschaftliche Mitarbeiterin, 
MIT Berlin Mitte

Die MIT ist mit rund 25.000 Mitgliedern der stärkste und einflussreichste parteipolitische Wirtschaftsverband in Deutschland.  
In unserer Vereinigung ist jeder willkommen, der die ordnungspolitischen Grundsätze der Sozialen Marktwirtschaft schätzt. In dieser  
Rubrik stellen wir mit jeder Ausgabe drei unserer Neumitglieder vor. Mehr Infos zur Mitgliedschaft: www.mit-bund.de/mitgliedschaft

„Ich bin neu in der MIT, weil …

N
eum

itglieder

… unsere Wirtschaftspolitik Antrieb 
und Konsequenz für Entscheidungen 
aus allen anderen Politikbereichen ist 
– und deshalb in der Union eine noch 
stärkere Stimme bekommen muss.“

Nils Schulze-Brüggemann
Rechtsreferendar, 
MIT Hochtaunus
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Eu-Check
Irrwitzige Verordnung oder sinnvolle Richtlinie? In 
dieser Rubrik bewerten unsere EU-Experten des PKM 
Europe regelmäßig neue EU-Vorhaben. 

Günstiger ins EU-Ausland telefonieren
nach dem Ende der Roaming­Zuschläge 
wächst nun auch der Markt für die grenzüber­
schreitenden Gespräche. Egal ob Festnetz 

oder Mobilfunk, ab Mitte Mai 2019 gilt eine 
Deckelung der tarife für Gespräche und SMS 

 zwischen EU­ländern. Sie wird bei maximal 19 Cent pro 
Minute (unabhängig von Festnetz­ oder handytelefonaten) 
und bei maximal 6 Cent pro SMS liegen. Darüber hinaus 
regt der neue Rechtsrahmen auch dringend notwendige 
investitionen in Glasfaserleitungen und ultraschnelle Mo­
bilfunknetze durch Gemeinschaftsinvestitionen an. Dabei 
wird ein ausgeglichenes Spielfeld zwischen kleinen tele­
komanbietern und den altmonopolisten garantiert. 

EU-Sammelklage nicht ausgereift
nach dem „Dieselgate“ hat die EU­Kommis­
sion ihre antwort präsentiert: den „neuen 
Deal für Verbraucher“. Explizit sollen Verbrau­

cher ihre Schadensersatzansprüche durch 
 Sammelklage geltend machen können. Das gilt nicht 

nur für Produktvorschriften oder Dienstleistungen, 
 sondern auch bei Verstößen gegen das Datenschutzrecht. 
Der Vorschlag geht deutlich über die deutsche Muster­
feststellungsklage hinaus und bricht mit traditionellen 
europäischen Rechtsgrundsätzen: Für Kläger soll zukünftig 
automatisch geklagt werden. Das Prinzip „der Verlierer 
zahlt“ wird aufgeweicht. Klageberechtigte sollen zwar 
 gemeinnützig sein und ein legitimes interesse am aus­
gang der Verhandlung haben. letztlich obliegt es aber 
den Mitgliedstaaten zu defi nieren, wer klageberechtigt 
ist. Großkanzleien könnten sich dadurch den Ort mit den 
laxesten Bestimmungen als Klage­Forum 
aussuchen. Das EU­Parlament hat hier 
noch Klärungsbedarf.    

Die Jury
Markus Ferber (CSU) und Dr. Markus 
Pieper (CDU) sind Mitglieder 
des Europäischen Parlaments und 
Sprecher des Parlamentskreises 
Mittelstand Europe

des Europäischen Parlaments und 
Sprecher des Parlamentskreises 
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Die Mit­Bundesgeschäftsstelle bietet 
zum 1. Februar 2019 einen dreijährigen 
ausbildungsplatz zur/zum Kauffrau/
Kaufmann für Büromanagement an. 
neben den allgemeinen Grundlagen 
der berufl ichen Bildung erfolgt die 
ausbildung in den arbeitsbereichen 
assistenz und Sekretariat, Öffent­
lichkeitsarbeit und Veranstaltungs­
management sowie Buchhaltung als 
dritte Wahlqualifi kation. Die Stellenbe­
schreibung sowie die anforderungen 
sind online unter www.mit­bund.de 
abrufbar.

MIt bildet aus

M
It-Forderungen

Die Große Koalition hat einige zentrale Mit­For­
derungen umgesetzt. Steuerzahler, insbeson­
dere Familien, werden ab 2019 entlastet. neben 
der Erhöhung von Kindergeld und Kinderfrei­
betrag steigt auch der Grundfreibetrag für alle 
Bürger. Das entspricht jährlichen Entlastungen 
um knapp zehn Milliarden Euro. Zum ausgleich 
der Kalten Progression wird zudem der Steu­
ertarif verschoben. Für die Mit können das aber 
nur erste Schritte sein: Der Kinderfreibetrag 
muss jetzt dem der Erwachsenen angepasst, 
der Soli vollständig abgeschafft und der Mittel­
standsbauch abgefl acht werden.

Regierung entlastet Steuerzahler

!
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Bürokratieabbau

50.000 in 5 Jahren

Der Bundesvorstand hat mit „Mit 5.0 – 50.000 Mitglie­
der in 5 Jahren“ eine Kampagne zur Mitgliederwerbung 
entwickelt. Zuvor war in einem arbeitskreis das Ziel 
formuliert worden, bis zum Jahr 2023 einen Mitglieder­
bestand von 50.000 Personen zu erreichen. Das würde 
einer Verdopplung gegenüber der aktuellen Mitglie­
derzahl entsprechen. Das thema Mitgliederentwick­
lung soll künftig am anfang jeder Bundesvorstandssit­
zung stehen, um die Entwicklungen in den landes­ und 
Kreisverbänden zu diskutieren. Ein besonders wichti­
ges anliegen ist es ferner, die anzahl der Mitglieder 
unter 30 Jahren zu erhöhen. Der Bundesverband will 
die Kreisverbände unterstützen, indem er unter be­
stimmten Bedingungen die hälfte seiner Umlage für 
neu gewonnene jüngere Mitglieder den Kreisverbän­
den erstattet. 

am Montag nach dem CDU­Parteitag 
war die frisch als stellvertretende 
Parteivorsitzende wiedergewählte Bundesministe­
rin Julia Klöckner zu Gast in der Mit­Kommission 
landwirtschaft, Ernährung und Verbraucher­
schutz. Die Ministerin stellte das Konzept der 
digitalen Experimentierräume in der landwirt­
schaft vor. Das Bundesministerium für Ernährung 
und landwirtschaft werde ein bundesweites 
Kompetenznetzwerk mit dem Schwerpunkt Bü­
rokratieabbau aufbauen, so Klöckner. Sie sicherte 
zu, konkrete abbau­Vorschläge, die zuvor von der 
Mit­Kommission eingereicht wurden, zu berück­
sichtigen.

Julia Klöckner zu Gast 
in MIt-Kommission
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Der Mit­Bundes­
vorstand unter­
stützt die Bun­
desregierung bei 
ihrem Vorhaben, 
sich bei der Förde­
rung im Verkehrssektor nicht ausschließ­
lich auf Elektromobilität zu beschränken. 
auch andere alternative antriebe, wie 
zum Beispiel Gasantriebe, sollten in die 
Förderprogramme aufgenommen werden. 
insgesamt sollte der Fokus der öffentlichen 
Kommunikation breiter aufgestellt werden 
und sich nicht nur auf Elektromobilität be­
schränken. im Koalitionsvertrag zwischen 
Union und SPD wurde klar festgeschrie­
ben, dass der Weg zu einer nachhaltigen 
Mobilität technologieoffen gegangen wer­
den soll. „Es bedarf eines zielgerichteten 
Umstiegs vom Verbrennungsmotor auf 
alternativen, die sich nach den jeweiligen, 
teils sehr unterschiedlichen Bedürfnissen 
der nutzer richten“, so die Vorsitzende der 
Mit­Verkehrskommission, Daniela ludwig.

MIt für 
technologie-
offenheit

MIt:inSiDE
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Social Media 2018 in Zahlen  (Stand: 11.12.2018)

Unser erfolgreichster Facebook-Post:

Unser Bundesvorsitzender wurde am 20. März zum stellvertre­
tenden Vorsitzenden der Unionsfraktion im Bundestag ge­
wählt. Und unser Facebook­Beitrag dazu wurde zu unserem 
erfolgreichsten Beitrag des Jahres. 

19.283 erreichte Personen, 630 „Gefällt mir“-Angaben, 
84 Mal geteilt, 85 Kommentare

Unser erfolgreichster tweet: 

Die Wahl des neuen Parteivorsitzenden hat die Debattenkultur 
innerhalb der CDU neu belebt. auch in den sozialen netzwerken 
wurde darüber gestritten. Deswegen ist es wenig überraschend, 
dass der tweet dazu am 19. november unser erfolgreichster wurde. 

30.000 Mal gesehen, 88 „Gefällt mir“-Angaben, 21 Mal geteilt, 
18 Kommentare

Die reichweitenstärksten Vereinigungen 
von CDU und CSU:

Die top 10 deutscher Politiker in den 
sozialen Netzwerken: 

Politiker Facebook Twitter Summe

Angela Merkel, CDU 2.544.094 0 2.544.094

Martin Schulz, SPD 439.956 696.850 1.136.806

Sarah Wagenknecht, 

Die Linke  450.511 392.637 843.148

Christian Lindner, FDP 250.778 313.918 564.696

heiko Maas, SPD 46.772 298.525 345.297

Alice Weidel, AfD 234.936 61.179 296.115

Jens Spahn, CDU 118.234 80.299 198.533

Jörg Meuthen, AfD 105.820 36.108 141.928

horst Seehofer, CSU 117.712 7.056 124.768

Kevin Kühnert, SPD 25.384 82.550 107.934

Vereinigung Facebook* Twitter*

Junge Union 43.464 74.371

MIt 9.410 3.317

Christlich-Demokratische 

Arbeitnehmerschaft 3.264 701

Frauen Union 3.090 986

Kommunalpolitische 

Vereinigung 572 192

Senioren-Union 357 101

ost- und Mitteldeutsche 

Vereinigung 340 76

* in Follower (Abonnenten)

Die reichweitenstärksten 
Bundestags-Parteien: 

Partei Facebook Twitter Summe

Bündnis 90/Die Grünen 184.559 437.155 621.714

AfD 439.394 127.272 566.666

SPD 188.205 353.726 541.931

Die Linke 253.573 250.305 503.878

FDP 147.796 328.783 476.579

CDU 183.873 269.323 453.196

CSU 211.534 184.401 395.935
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Die fünf größten MIt/MU-Kreisverbände 
(31.10.2018)

Verbände mit dem größten absoluten Zuwachs 
(31.12.2017 – 31.10.2018)

Verbände mit dem größten relativen Zuwachs 
(31.12.2017 – 31.10.2018)

Paderborn   
(nordrhein­Westfalen) 

561 Mitglieder 

Kreisvorsitz: 
Ulrich lange

Oberhavel
(Brandenburg)
13 Neumitglieder
Kreisvorsitz: andres irmisch

13

15
23 Dithmarschen

(Schleswig­holstein)
23 Neumitglieder
Kreisvorsitz: Bernd Wilke

Bamberg-Land
(Bayern)
21 Neumitglieder
Kreisvorsitz: 
Rudolf Schramm

Dithmarschen (Schleswig­holstein)
Kreisvorsitz: Bernd Wilke

Potsdam (Brandenburg)
Kreisvorsitz: Rüdiger Otto 
(komm.)

Bamberg-Land (Bayern)
Kreisvorsitz: Rudolf Schramm

Rendsburg-Eckernförde
(Schleswig­holstein)
18 Neumitglieder
Kreisvorsitz: Günter Kohl

Vechta
(niedersachsen)
15 Neumitglieder
Kreisvorsitz: 
Werner lübbe

+383 %

Rendsburg-Eckernförde (Schleswig­holstein)
Kreisvorsitz: Günter Kohl

+47 %

+44 %

Potsdam-Mittelmark (Brandenburg)
Kreisvorsitz: Wolfgang Schulz­heidorf

+36 %

+75 %

MitgliederNEU
Zuwachs

(nordrhein­Westfalen) 

Fulda  
(hessen) 

560 Mitglieder 

Kreisvorsitz: 
Jürgen Diener

Paderborn  
(nordrhein­Westfalen) 

Vechta 
(niedersachsen) 

856 Mitglieder 

Kreisvorsitz: 
Werner lübbe

1821

Kreisvorsitz: 
Jürgen Diener Rhein-

Kreis-Neuss 
(nordrhein­Westfalen) 

475 Mitglieder 

Kreisvorsitz: 
Stefan arcularius

Rhein-

Rhein-
Sieg-Kreis

(nordrhein­Westfalen) 

422 Mitglieder 

Kreisvorsitz: 
andreas Stolze

M
itgliederstatistik



Zwei Visionäre.
Ein Netzwerk.
Doppelter Erfolg.

als die Haspa.
Mit einem Netzwerk aus 60.000 Hamburger 
Firmenkunden schafft die Haspa es immer wieder, 
Firmen und Unternehmer zusammenzuführen, 
die gemeinsam noch erfolgreicher werden. So 
auch Jan Siemer vom Architekturbüro „SKAI“ und 
Thorsten Friede vom Friede Bauzentrum. Profi tieren 
auch Sie auf haspa.de/unternehmernetzwerk.

Nichts liegt näher

Jan Siemer
Architekturbüro SKAI

Thorsten Friede
Friede Bauzentrum
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